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Bericht und Antrag 

des Verfassungsausschusses 

über .den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Bezügegesetz geändert wird 

Irri Zuge seiner Beratungen. über die' Regie­
rungsvorlagen betreffend das Bundesverfassungs­
gesetz über die Einrichtung einer Volksanwalt­
schaft und das Bundesgesetz über die Organisation 
und 4as Verfahren der Volksimwaltschaft (94 
und 95 der Beilagen) kam .der Verfassungsaus­
schuß sowie·der von diesem zur Beratung der 
beiden genannten Regierungsvorlagen eingesetzte 
Unterausschuß zur Auffassung, daß über die im 
Zusammenhang mit der Volksanwaltschaft vor­
gesehenen besoldungsrechtlichen bundesgesetzli­
chen Bestimmungen hinausreichend eine Novel­
Iierung des Bezügegesetzes notwendig erscheint. 
Durch eine solche Novelle soll insbesondere das 
Bezügegesetz an die neuen Bestimmungen des 
Geschäftso~dnungsgesetzes 1975, BGBL Nr. 410, 
sowie an eine Reihe weiterer inder Zwischenzeit 
eingetretenen Änderungen der Rechtslage ange­
paßt werden. Der Verfassungsausschuß hat daher 
in seiner Sitzung am 27. Jänner 1977 über An­
trag des Abgeordneten Dr. Fis ehe reinstimmig 
beschlossen, gemäß § 27 der Geschäftsordnung 
dem Hohen Haus einen selbständigen Antrag 

Dr. Erika Seda 
Beridltersta tter 

vorzulegen, der eine Novellierung des Bezüge- . 
gesetzes, BGBL Nr. 273/1972, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBL Nr. 181/1974, zum 
Gegenstand hat. 

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß ein Pen­
sionsanspr'\lch aus der Sozialversicherung, der 
ohne die Entrichtung von Beiträgen zur frei­
willigen Weiterversicherung überhaupt nicht zu­
standegekommen wäre, selbstverständlich Zu 
keiner Verkürzung der Ansprüche nach dem 
Bezügegesetz führen kann. In jenen Fällen, in 
denen ein Pensions anspruch aus der Sozialver­
sicherung durch die Entrichtung von Beiträgen 
zur freiwilligen Weiterversicherung lediglich ein 
höheres Ausmaß erreicht, sind für die Ap.rech­
nung auf die Ansprüche nach dem Bezügegesetz 
eben die entsprechenden Steigerungsbeträge 
heranzuziehen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den An­
trag, der Nationalrat wolle ,dem an g e s chI 0 s-
sen enG e set zen t w u r f die verfassungs- . / . 
mäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1977 01 27 

Thalhammer 
Obmann 

'j. 
Bundesgesetz vom· XX:x.XXXXXXXX, Nr. 18/1974 und des Bundesgesetzes BGBL 

mit dem das Bezügeg~setz geändert wird Nr. 181/1974 wird wie folgt geändert: 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bezügegesetz, BGBL Nr. 273/1972, in der 
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. 

1. Im § 8 Abs. 1 zweiter Halbsatz hat die 
Zitierung ,,§ 14 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
des Nationalrates" nun ,,§ 8 Abs. 1 des Ge­
schäftsordnungsgesetzes 1975, BGBL Nr. 410," 
zu lauten. 
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2. Im § 14 Abs. 5 treten an die Stelle der 
Worte "oder eine einmalige Entsch~digung nach 
diesem Bundesgesetz" die Worte "eine einmalige 
Entschädigung nach dem . Bundesgesetz . vom 
29. Feber 1956, BGBl. Nr. 57, oder eine ein­
malige Entschädigung nach diesem Bundesgesetz". 

3. Der letzte Satz des § 18 Abs. 3 hat zu 
lauten: 

"Die Gebühr für die Benützung des Schlafwagens 
oder des Flugzeuges wird gegen Vorweis der 
Schlafwagen- oder Flugkarte von ·der Parlaments-
direktion vergütet." . 

4. Dem § 31 istfolgender Satz anzufügen: 

"Die sinngemäße Anwend~ng des § 43Ab~.2 
des Pensionsgesetzes . 1965 hat mit der Maßgabe 
zu erfolgen, daß die Bemessungsgrundlage des 
Todesfallbeitrages der nach den Bestimmungen 
des' § 32 auszuzahlende Ruhebezug zu bilden 
hat.". ' . 

5. § 32 hat zulauten: 

,,§ 32. (1) Sind 'in der nach § 25 Abs. 2 zu 
berücksichtigenden ruhebezugsfähigen Gesamtzeit 
Zeiträume enthalten, die auch der Ermittlung 
von gleichartigen Leistungen nach landesgesetz­
lichen Vorschriften (das sind sämtliche pensions­
rechtliche Ansprüche, die auf Grund einer ,Funk­
tionsausübung als Mitglied ·eines Landtages, eines 
Gemeinderates, . eines Gemeindevorstandes oder 
als Bürgermeister erwachsen sind) zugrunde zu 
legen sind, so gebühren die nach diesem Artikel 
in Betracht kommenden. Leistungen nur unter 
der Voraussetzung, daß sie höher sind als die 
gebührenden (ungekürzten) gleichartigen Lei­
stungen anderer Rechtsträger. 

. (2) Ist eine dem Abs~ 1 entsprechende Ein­
schränkung in den in Betracht kommenden lan­
desgesetzlichen Vorschriften nicht vorgesehen, so 
gebühren unter den im Abs. 1 normierten Vor­
aussetzungen die nach diesem Artikel in Betracht 
kommenden Leistungen nur in dem Ausmaß, 
um das sie höher sind als die seitens anderer 
Rechtsträger gebührenden (ungekürzten) gleich­
artigen Leistungen. 

(3) In Fällen, in denen die sonstigen Voraus­
setzungen ·desAbs. 1 zutreffen, jedoch die Lei­
stungen des Bundes und eines anderen Rechts­
trägers in gleicher Höhe gebühren, gebühren die 
nach diesem Artikel in Betracht kommenden 
Leistungen nur dann, wenn die zuletzt ausgeübte 
Funktion die eines Mitgliedes des Nationalrates 
oder des Bundesrates war. Ist eine dieser Bestim-

mung entsprechende Einschränkung in den in 
Betracht .. kommenden landesgesetzlichen Vot­
schriftep nicht vorgesehen, so gebühren in sol~ 
ehen Fällen nach diesem Artikel keine Leistun-
gen. 

(4) Einem ehemaligen Mitglied des National­
rates oder des Bundesrates gebührt für die Dauer 
der Funktionsausübung als Mitglied der Volks­
anwaltschaft der. Ruhebezug nach den Bestim­
mungen dieses Artikels höchstens in dem Aus­
maß, um das die Summe aus dem Bezug als 
Mitglied der Volksanwaltschaft und den im § 38 
erwähnten sonstigen Ansprüchen hinter dem An­
fangsbezug eines Bundesministers zurückbleibt." 

6.Lit. ddes § 38 hat zu lauten: 

"d) Zuwendungen, die für die Tätigkeit ab 
Mitglied eines Landtages, als Mitglied einer 

• Landesregi.erung, als Bürgermeister oder als 
Mitglied eines Gemeinderates -oder eines 
Gemeindevorstandes gewährt werden,". 

• >. A , 

7. Lit. h des § 38 hat zu lauten: 

"h) wiederkehrende Geldleistungen aus der ge­
setzlichen Pensions- und Unfallversicherung 
(ausgenommen ein Hilflosenzuschuß und 
Pensionsleistungen· auf Grund einer' frei­
willigen' Weiter- oder Höherversicherung),". 

8. Dem § 41 ist folgender Abs.4 anzufügen: 

,,(4) Empfängern von Ruhebezügen n~ch die­
sem Artikel gebühren für die Dauer der Funk­
tionsausübung als Mitglied der Volksanwaltschaft 
diese Ruhebezüge höchstens in dem Ausmaß, um 
das die Summe aus dem Bezug als Mitglied der 
Volksanwaltschaft und den im § 38 erwähnten 
sonstigen Anspruchen hinter dem Anfangsbezug 
eines Bundesministers zurückbleibt." 

. . 
9. Dem Abs.2 des § 44 ist folgender Satz an-

zufügen: . . 

"Die sinngemäße Anwendung des § 43 Abs. 2 
des Pensionsgesetzes 1965 hat mit der Maßgabe 
zu erfolgen, daß die Bemessungsgrundlage des 
Todesfallbeitrages der nach den Bestimmungen 
des § 38 aus~uzahlende Ruhebezug zu bilden 
hat." . 

Artikel II 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, 
soweit sie nicht gemäß § 50 dem Präsidenten 
des Nationalrates obliegt, die Bundesregierung 
betraut .. 
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